
Beilage 301/1993 zum kurzschrif~lichen Berich~ des o.ö. Land~ages,
XXIV. Gesetzgebungsperiode-----------------------------------------------------------------

Bericht des Ausschusses für Verfassung
und Verwaltung betreffend das Landesyer-
fassungsgesetz, mit dem das O.Ö. Landes-

Verfassungsgesetz 1991 geändert wird
(L-VG-Rovelle 1993)

(Landtagsdirektion: L-203/6-XXIV)

Zu Z. 1 (Art. 16),

Im Zuge der Änderung des Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung von 1929
durch die Novelle BGBl.Nr. 480/1992 wurde u,a. das Wahlal~er neu fes~ge-
leg~ .. Mit Inkrafttreten dieses Bundesverfassungsgesetzes am 1. Mai 1993
sind gemäß Art. 26 Abs. 1 B-VG aktiv wahlberechtigt alle Männer und Frauen,
die vor dem 1. Jänner des Jahres der Wahl das 18. Lebensjahr und gemäß
Ar~. 26 Abs, 4 B-VG wählbar alle Männer und Frauen, die zum gleichen Zeit-

I

punkt das 19, Lebensjahr vollende~ haben. Die Nationalrats-Wahlordnung 1992
hat diese verfassungsrechtliche Vorgabe in ihren Regelungsbereich übernom-
men.

Gemäß Art. 95 Abs. 2 B-VG dürfen die Landtagswahlordnungen die Bedingungen
des aktiven und passiven Wahlrechtes nicht enger ziehen, als die Bundesver-
fassung für die Wahlen zum Nationalrat.

Vor diesem· Hintergrund ist auch die Bestimmung des Art. 16 Ahs. 2 des O.Ö.
Landes-Verfassungsgese~zes 1991 in zweierlei Hinsicht anzupassen, und zwar
ist
a) das Wahlalter der Vollendung des 18, Lebensjahres und
b) der hiefür relevan~e Zeitpunkt mit 1, Jänner des Jahres der Wahl festzu·

setzen.
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Zu Z. 3 (Art. 60):

oG-eaäeArt. 60 AI:ls.1 eies 0.(.. Landes-Verfassungsgesetzes 1991, LGBl.Nr.
]22, ist ein Gesetzesbesc~luS des Landtages vor seiner Kundmachungunter
anderem dann einer Volksabsticmung zu unterziehen, wenn es \Ion IIindestens
] (10.000 der für die vora~gangene Wahl zum LandtaogStimmberechtigten in-
r,erhalb von sechs Wochen nacil Fassung des Gesetzesbeschlusses verlangt
vi::-d.

[liese Formulierung hat sich aber als zu eng erwiesen: demnach könnten nur
I'e:-sonen die [lurchführung einer \/oJl.ksabstillJllungverlangen, die bei der
le~zten Landtagswahl (vor der Volks~stimmung) im ~ählerverzeichnis einge-
tragen waren; nur diese Personen simd näml.ich (bei der vorangeganqenen Wahl
z;um Landtag) "StimmbereclTtigte". Der derzeit geltende Art. E0 Abs. 1

&chlieBt daher Personen. die nach einer Landtagswahl wahlberechtigt werden,
bis zur nächsten Landtö:gswahl ',romRecht aus. eine ~'olksabstinalung zu ver-
langen.

[lieser Hangel wird durch c..ie ~-euforculierung beseitigt: in ZukunZt können

alle Personen, die (zum Zeitpunkt des Verlanges) das Wahlrecht zum o.ö.
La~dtag besitzen, eine Volksabstimmungverlangen.

Der Ausschuß für VerfassunI umd Verwaltung beantragt. der Hohe Lalldtag möge
/las Landesverfassungsguetz" mit demdas O.Ö. Landu-VerfasslZtlqsgesetz 1551
,eändert wird (L-VG-Rove11t1993), beschließen.

Lin~, am23. Juni 1993

Dr. frais
Obmann

Hiesl
Be~ichterstatter
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L • p des y e r f • s s u p g s g e set z

yom .
mit dem das 0.0. Lapdes-Yerfassupgsgeset; 1991

geändert wird (L-YG-Roye11e 1993)

Der o.ö. Landtag hat beschlossen:

Artikel I

Das O.ö. Landes-Yerfassungsgesetz 1991 ,LGBl.Nr. 122, wird wie folgt geän-
dert:

1. Art. 16 Abs. 2 letzter Satz hat zu lauten:

"Wahlberechtigt sind alle männlichen und weiblichen Landesbürger , die
vor dem 1. Jänner des Jahres der Wahl das 18. Lebensjahr vollendet haben
und vom Wahlrecht nicht ausgeschlossen sind."

2. In Art. 6 Abs. 2 sowie in der tlberschrift des 5. lIauptstückes ist das
Wort "Volksrechte" durch das Wort "Bürgerrechte" zu ersetzen.

3. Im Art. 60 Abs. 1 ist die Wortfolge "der für die vorangegangene Wahl zum
Landtag St.immberecht.igt.en"durch die Wort.folge "zum Landt.ag Wahlberech-
tigten" zu erset.zen.

Artikel II

Dieses Landesgeset.z t.rit.t.mit. Ablauf des Tages seiner Kundmachung im Lan-
desgesetzblatt. für Oberösterreich in Kraft..


